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Mag Wompel
Rassismusfreie Zone?

Gewerkschaften zwischen Antirassismuskampagnen und Standortsicherung

In den letzten Jahren haben einige Studien die deutsche Gewerkschaftswelt erschüttert,
die belegten, dass Gewerkschaftszugehörigkeit und Neigungen zum nationalistischen
Ge dankengut oder extremen rechten Parteien sich keinesfalls ausschließen.
Im März 2000 erschien der Bericht der DGB-Kommission Rechtsextremismus, deren Ein-
rich tung 1998 auf dem 16. Bundeskongress des DGB beschlossen wurde. Bereits in der 
Debatte auf diesem Kongress wurde darauf hingewiesen, dass es sich beim Rechtsextremis-
mus nicht mehr um ein den Gewerkschaften äußerliches Phänomen handelt, sondern
dass sie davon selbst betroffen sind.
Die Kommission konstatiert den Wohlstandschauvinismus als Folge ›einer Über iden ti fi  ka-
tion mit den deutschen Wirtschaftsinteressen‹ und damit eine Mitverantwortung der 
Ge  werkschaftspolitik an chauvinistischen, ausgrenzenden Einstellungen: »Die Ge werk-
schaf  ten werden sich nun fragen müssen, ob sie nicht die Konfl iktpotentiale einer mul-
ti  ethnischen Gesellschaft ebenso unterschätzt haben wie die aushöhlende Wirkung von
Mo dernisierungsprozessen auf Solidarstrukturen und die kollektive Identität ihrer Mit-
glie  der. Im Übrigen sind sie dieser Entwicklung durch den Wandel von traditionellen
Wer  tegemeinschaften zu modernen Dienstleistungsorganisationen gefolgt. Dadurch mag 
es gelungen sein, die Gewerkschaften als starke Solidargemeinschaften zu erhalten. Die
Um stellung der Mitgliedermotivationen von Gemeinschaftsgefühlen auf Nutzenkalküle
er  weist sich für die Ausprägung der Sozialbeziehungen in Betrieb und Gesellschaft zu-
neh mend als zweischneidiges Schwert.« (DGB 2000: 27) Ihr Fazit lautet: die Auseinander-
set zung mit rechtsextremistischem Denken und Handeln müsse als eine strategische
Zu kunftsaufgabe begriffen werden. Dazu wurde die DGB-Bundesvorstandsverwaltung 
be  auf tragt, eine Projektgruppe einzurichten. Sie hat die Aufgabe, bundesweit die Ent-
wicklung des Rechtsextremismus weiter zu beobachten, bisherige gewerkschaftliche Ak-
ti vitä ten gegen den Rechtsextremismus zusammenzufassen und Informationsmaterial
zu ent wickeln, das betrieblichen und gewerkschaftlichen Funktionärinnen und Funktio-
nä ren zur Verfügung gestellt werden kann. Die Abkehr von der wettbewerbsorientierten
Betriebs- und Wirtschaftspolitik der Gewerkschaften wird allerdings nicht ins Auge ge-
fasst.
»Junge Gewerkschafter sind anfälliger für rechte Orientierungen als Nicht-Mitglieder«,
so das Resümee einer Studie von Infratest dimap von 2001. Darin heißt es, dass junge
Gewerkschaftsmitglieder in der Altersgruppe der 18- bis 24-Jährigen zu 32 Prozent dazu
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neigen, rechtsextrem zu wählen, unter allen gleichaltrigen Befragten aber nur 17 Pro-
zent. Diese Schere schließt sich, je älter die Befragten werden. Ab 45 Jahren gehören
so   wohl sieben Prozent aller Befragten wie sieben Prozent der Gewerkschafter zum rechts-
ex  tremen Wählerpotenzial, erst ab 60 würden weniger Gewerkschafter rechtsextrem
wäh    len als unter allen Befragten (drei zu vier Prozent). Neueste Peinlichkeit: Bei der 
Land tags  wahl 2004 im Saarland wählten mit neun Prozent über  durchschnittlich viele
Ge werk schafts mitglieder die NPD, die insgesamt unter fünf Pro zent blieb (vgl. ND vom
24.09.2004).
Diese Ergebnisse erscheinen erstaunlich angesichts der Tatsache, dass die Ursprünge der 
Ge werkschaftsgründungen in den Anfängen und ersten Jahrzehnten des 19.  Jahr hun-
derts durchaus internationalistisch waren. Nach der Erfahrung der Verfolgung im Na tio-
nal sozialismus hatte ab 1945 der Antifaschismus bei den DGB-Gewerkschaften einen
herausragenden Stellenwert. Dies jedoch eher »als ›Papiertiger‹ denn als gelebte ge     werk-
 schaftliche Alltagskultur gegen Rassismus und Rechtsextremismus, abgesehen von so 
er  folgreichen Aktionen wie der Gelbe-Hand-Kampagne der DGB-Jugend oder einzelnen
Initiativen in der Bildungsarbeit und auf örtlicher Ebene.« (Ptak / Virchow 2001) Mit zu-
neh mendem Ausbau nationaler Strukturen und wachsender Verbetrieblichung gewerk-
schaftlicher Arbeit wurden faktische internationale Solidaritätsaktionen zunehmend
von NGOs und Soli-Bewegungen, die ja auch von Gewerkschaftslinken getragen werden,
über  nommen (vgl. Van der Linden 2004).
Der Vorwurf in den Belegschaften lautet oft immer noch: »Die Ausländer nehmen uns die
Arbeitsplätze weg«. Dieses Vorurteil hält sich hartnäckig, obwohl MigrantInnen zu 50 
Pro  zent mehr von Arbeitslosigkeit betroffen sind, als die deutschen KollegInnen, ob-
wohl Mi grantInnen Jobs verrichten, die Deutsche nicht machen wollen und nur diese
Jobs über nehmen dürfen und obwohl MigrantInnen mittlerweile eine nicht zu unterschät-
zende Rolle als ArbeitgeberInnen spielen und obwohl MigrantInnen in Regionen mit 
über  durchschnittlicher Arbeitslosigkeit unterdurchschnittlich vertreten sind. Dieses Vor-
ur  teil geht Hand in Hand mit einer ausgrenzenden arbeitsmartkpolitischen Rechspre-
chung ein her, gegen die sich die Gewerkschaften kaum aussprechen. Vorurteilsbeladene
Ein schätzungen und ausgrenzende Rechtssprechung verstärken sich damit gegenseitig: 
»Die staatliche Strategie der Abwehr und der Kontrolle kann dabei mit einem nicht zu 
un  terschätzenden rassistischen Ressentiment kooperieren, welches gerade unter dem
ver   schärften Druck der allseitigen Konkurrenz zwischen den Individuen aufbricht.« (Le-
wed 2004).
Dies sind allerdings keine neuen Erscheinungen, die durch anhaltend hohe Arbeits lo sig-
keit bedingt wären. Früher war einerseits die Segmentierung des Arbeitsmarktes weniger 
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ausgeprägt und der ›blühende‹ Fordismus erlaubte es den Gewerkschaften, tarifl iche Ab-
sicherung von ArbeitsmigrantInnen durchzusetzen und diese relativ gleichberechtigt in
die Gewerkschaften zu integrieren. Allerdings geschah das nicht immer aus purer Soli da-
ri tät, sondern oft auch aus Angst vor Billigkonkurrenz. »Faktisch wurde das Prinzip
›Glei cher Lohn für gleiche Arbeit‹ oftmals unterwandert, indem die Betroffenen in nie dri-
ge re Lohngruppen eingestuft wurden, ohne dass die Gewerkschaften dem viel Wi der-
stand entgegensetzten.« (iz3w 1998; siehe auch: Titus Engelschall in diesem Buch).
Zu diesem Alltag gehörte schon immer, dass ausländische ArbeitnehmerInnen stärker 
von Massenentlassungen, Arbeitslosigkeit und dem Mangel an Ausbildungsstellen be trof-
fen sind, in höherem Umfang gering qualifi zierte Arbeiten durchführen (unabhängig 
von ihrer Qualifi kation) und die schwereren und dreckigeren Arbeiten verrichten müs-
sen.
Bleibt man auf seine Klientel beschränkt und auf die Nation fi xiert, müssen die Ziele
zwangs läufi g ›wir zuerst‹ lauten. So führte auch die Französische CGT in den achtziger 
Jah ren eine Kampagne ›französisch produzieren‹ durch und noch Ende der neunziger 
war selbst bei der us-amerikanischen Gewerkschaftslinken ›buy american‹ durchaus to le-
riert. Heutzutage ist es geboten, laut gegen Rassismus einzutreten (auch – und sogar 
glaub würdig, da interessengeleitet – in den Arbeitgeberverbänden), Be triebs ver ein ba-
run  gen gegen Diskriminierung abzuschließen und Bildungskampagnen zu starten. Doch
dicht unter der Oberfl äche lauert der Rassismus und Chauvinismus, auch in den Ge werk-
schaf ten, wie durch einige Beispiele verdeutlicht werden soll.

Gewerkschaftliche Ausgrenzung im Namen der Wettbewerbsfähigkeit

EU-Osterweiterung Die Politik der Gewerkschaftsführungen zeichnete sich schon im-
mer aus durch eine Du a l   ität von kämpferischen Verlautbarungen sowie pragmatischem
Ta  gesgeschäft, an dem sie gemessen werden muss. So auch hinsichtlich der aktuellen
Ost erweiterung der EU. »Un ser Europa – frei, gleich, gerecht«, so lautete das Motto des
Deut schen Gewerkschafts bun des zum Tag der Arbeit am 1. Mai 2004. Im Aufruf heißt es
da zu: »Europa, so wie wir es wollen, gleicht die Lebensbedingungen der Menschen
Schritt für Schritt auf hohem Ni veau an.«
Und die Praxis? Die deutschen Gewerkschaften haben – wie auch der ultrarechte Jörg 
Hai  der – zusammen mit den meisten der großen Gewerkschaften der EU zur Abwehr 
e ben dieses ›Sozialdumpings‹ Übergangsfristen bei der Herstellung der Freizügigkeit für 
Kol legInnen aus den Beitrittsländern durchgesetzt. Anstatt gegen Stundenlöhne von
zirka zwei Euro wie in Lettland oder von knapp über drei Euro wie in Estland gemeinsam
mit den dortigen Gewerkschaften zu kämpfen, anstatt sich für gesetzliche Mindestlöhne
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und ein Vergabegesetz einzusetzen und damit die internationale Konkurrenz der Lohn-
abhängigen abzudämpfen, versuchen die Gewerkschaften sich diese ›Konkurrenten‹ auf 
dem Arbeitsmarkt möglichst lang vom Leibe zu halten. Mit diesem ausgrenzenden Ver-
halten blieben die EU-Gewerkschaften hinter den Vereinten Nationen zurück, die im-
merhin den Schutz der Rechte von WanderarbeiterInnen vorsehen, auch wenn kaum ein
Land diese Konvention unterschrieben hat. Anstatt osteuropäische Gewerkschaften in
den Kämpfen um Löhne und Arbeitsbedingungen zu unterstützen, gab es einen Aufruf 
des Europäischen Gewerkschaftsbundes zur Übernahme des Schmuse-Modells des ›sozia-
len Dialogs‹ und der ›Sozialpartnerschaft‹ mit der Kapitalseite in den Beitrittsländern. 
Die mit den Beitrittskriterien erzwungene Privatisierung ging jedoch einher mit dem
Weg fall staatlicher und betrieblicher Vorsorge, mit Deregulierung und Entsolidarisierung 
– und das teilweise durchaus ›sozialpartnerschaftlich‹, also mit zustimmender Beteili-
gung der Gewerkschaften. 
Als charakteristisches Beispiel für die Haltung der deutschen Gewerkschaften mag die
Po sitionierung der IG BAU zur EU-Osterweiterung reichen. Neben der Forderung: »Glei-
cher Lohn für gleiche Arbeit am gleichen Ort«, setzte sich die IG BAU zum »Schutz der 
Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen sowie zum Aufbau legaler Arbeitsstrukturen auf 
der Rechtsgrundlage eines europaweiten Arbeits- und Sozialgefüges […] in der Bauwirt-
schaft, Gebäudereinigung und -management, Entsorgung, Landwirtschaft, Forstwirt-
schaft und Gartenbau« für eine Einschränkung der Arbeitnehmerfreizügigkeit ein. Diese
soll te mindestens zehn Jahre gelten – drei Jahre mehr als der von der Bundesregierung 
un terstützte Antrag (vgl. IG BAU 2000).
Die Angst vor Lohn- und Sozialdumping mag verständlich sein, die Lösung allerdings in
der Ausgrenzung des Problems zu suchen, bringt den gesamten DGB (Ostdeutschland 
braucht Innovation statt voreiligen Zuwanderungsaktionismus, Presseerklärung des DGB
vom 20.02.2001) in gefährliche Nähe zur extremen Rechten, die gegen die Osterweite-
rung mobilisiert und so die Angst vor der Billigkonkurrenz aus dem Osten schürten, die
be reits jetzt in vielen Betrieben zu spüren ist (Ptak/Virchow 2001).

Die Debatte um die greencard Auf die greencard – die Hilfe Schröders für die nach quali-
fi zierten Arbeitskräften schreiende IT-Branche – folgte eine ›klassische‹ Antwort der 
Ge werkschaften. Im Chor mit der CDU forderte der DGB bessere Ausbildung für deutsche
ArbeitnehmerInnen und höchstens fünf Jahre Aufenthalt, während ver.di auf – deut-
sche! – arbeitslose ältere Fachleute verwies. Und dies, ohne politische und gesellschaft-
liche Rechte für die greencard- Kol le gInnen zu fordern.
Die stellvertretende DGB-Bundesvorsitzende Ursula Engelen-Kefer warnte beispielsweise
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Anfang April 2000 wörtlich vor einem »zu großen Öffnen der Schleusen« und forderte
kla re »Abgrenzungskriterien«. An einer gesetzlichen Arbeitsmarktprüfung und dem Vor-
rang inländischer Arbeitskräfte müsse ebenso festgehalten werden wie an einer Prüfung 
der Qualifi kation und der Begrenzung der greencard auf Hochqualifi zierte (Presseerklä-
rung des DGB vom 7. April 2000).
Einerseits gibt es die Ausbildungsmisere und die berechtigte Angst der Gewerkschaften
vor dem Anliegen der Unternehmen, die greencard-KollegInnen zum Lohndumping und
der Ausweitung prekärer Arbeitsverhältnisse zu missbrauchen. Die richtige, solidarische
Antwort der Gewerkschaften hätte allerdings in verstärkter Organisierung der ausländi-
schen KollegInnen sowie in der Darstellung (und Weiterentwicklung) gewerkschaftlicher 
Positionen zum gegenwärtigen Ausländer- und Asylrecht und zum Arbeitsverbot für 
Flüchtlinge bestehen müssen. Wenn Schröder und Schily zwischen Zuwanderung, die die
Sozialkassen belastet, und derjenigen, die den wirtschaftlichen Interessen entspricht,
un  terscheiden, so differenzieren die Gewerkschaftsfunktionäre nach der Lage des Ar-
beitsmarktes.

IG BAU und die ›Schwarzarbeit‹ Ohne Regeln geht es nicht! – Die Kampagne der IG BAU
ge gen »Lohndumping und illegale Beschäftigung« schlug hohe Wellen. Vor allem die te-
le fonische Meldestelle gegen Lohndum ping & illegale Beschäftigung sorgte für breite Diskus-
sion darüber, welche Form der ›Mit ar beit‹ da von den KollegInnen verlangt würde: »Die
In dustriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt erweitert ihre Mobilisierungskampagne Oh-

ne Regeln geht es nicht! und ruft zur aktiven Mitarbeit auf: Ab sofort ist eine Meldestelle
Lohn dumping und illegale Beschäftigung eingerichtet und die Telefone freigeschaltet.« 
Entsprechend führte das LabourNet Germany die Debatte unter der Fragestellung »IG BAU
organisiert Blockwarte?« und verbreitete die Kampagne Meldestelle lahm legen, die ihren
Auf ruf zur Sabotage wie folgt begründete: »die Denunziation von illegalisierten Arbeit-
nehmerInnen trifft wieder einmal die Schwächsten und nicht die eigentlich Verantwort-
lichen, führt zur Entsolidarisierung unter den KollegInnen und zur Abschiebung tausen-
der unschuldiger Menschen. Wir fordern einen weltweiten, gesetzlichen Mindestlohn für 
alle Menschen, ArbeitnehmerInnenschutzrechte für Illegalisierte und in einem weiteren
Schritt die vollständige Amnestie. Nur damit werden den ArbeitgeberInnen ansatzweise
die Mittel für Lohndumping und Unterdrückung entzogen.«
Innergewerkschaftlich gab es allerdings Kritik. Als Antwort auf das Kampagnenmotto 
Oh ne Regeln geht es nicht! zirkuliert innerhalb der IG BAU seit Juli 2004 ein mehrseitiges
Dis kussionspapier Unsere Regeln taugen nichts! In diesem fordern aktive Bau-Ge werk schaf-
terInnen dazu auf, das Scheitern der Kampagne einzugestehen und Konsequenzen zu
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ziehen (vgl. Harning/Maurer 2004). »Wir wenden uns darin in deutlicher Form gegen
Form und Inhalt unserer laufenden Kampagne Ohne Regeln geht es nicht! und fordern eine
Diskussion ein. […]  Unserer Ansicht nach werden wir die kommenden Jahre politisch
nicht überstehen, wenn wir uns nicht auf unsere Wurzeln – die Internationale Solidari-
tät – zurückbesinnen. […] Wir fordern unsere Mitglieder offensiv zur Denunziation der 
Kol  legen auf und organisieren dann, dass die – in der Regel ausländischen – Opfer skru-
pelloser Unternehmer vor den Augen der – in der Regel deutschen – ›Legalen‹ abgeführt 
wer den. ›Ausländer raus‹ braucht da nicht mehr ausgesprochen zu werden: Für jene Kol-
legen sind wir nur der verlängerte Arm der Strafverfolgungsbehörden – und damit zu 
Recht: Gegner.«
Die AutorInnen des gewerkschaftlichen Diskussionspapiers fordern deshalb eine Rückbe-
sinnung auf die Prämissen internationaler Solidarität. Sie betonen: »Die Kampagne Ohne 

Regeln geht es nicht! steht dem Gewerkschaftsgedanken entgegen. Sie ist falsch.« Sie for-
dern von ihrer Organisation, sich stattdessen gemeinsam mit den von Lohndumping be-
trof fenen Kollegen ebenso wie mit Flüchtlingsorganisationen für eine Verbesserung der 
Situation einzusetzen. Einige Bezirke und Personen kooperierten ja durchaus schon mit 
antirassistischen Gruppen und bemühten sich um faktische Kooperation in den so ge-
nannten Entsendestaaten.
Die Kritik war sicherlich nicht ohne Einfl uss auf den Entschluss zur Gründung des Euro-

päischen Verbandes der Wanderarbeiter im September 2004 durch die IG BAU. Zusätzlichr

hatte sich erwiesen, dass die Kontrollen der Hauptzollämter (mitunter gemeinsam mit 
der IG BAU) auf Baustellen, zur Bekämpfung des Problems ungeeignet sind. Der Verband
soll, zusammen mit internationalen MitarbeiterInnen, die WanderarbeiterInnen organi-
sieren und ihre Interessen in Deutschland vertreten. Neben der Durchsetzung der gesetz-
lichen und tarifl ichen Rechte und geplantem Abschluss eigener Tarifverträge sollen die
Ak tionen ausdrücklich die Dumping-Unternehmer treffen und der Verband auch Men-
schen ohne Papiere offen stehen.
Doch auch hier zeigt sich die IG BAU ambivalent. Einerseits versucht man mit einem
Rund schreiben vom 12.07.2004 unter dem Titel Sprachgebrauch und Prioritätensetzung im 

Zu  sammenhang mit illegaler Beschäftigung und Schwarzarbeit den Vorwt ürfen zu widerspre-
chen, andererseits wurde die Denunziationskampagne fortgeführt. Damit zeigt die IG 
BAU wie tief verwurzelt sie sich dem Obrigkeitsstaat verpfl ichtet fühlt und aktiv die
eigene Rolle als Ordnungsfaktor ausführt, der nicht scheut auch mit den Lan  deskriminal-
ämtern zusammenzuarbeiten.
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Gewerkschaften zwischen Internationalisierungsgebot
und betriebswirtschaftlicher Standortsicherung

Die genannten Beispiele zeigen die aktive Rolle der Gewerkschaften bei der Ausgrenzung 
aus ländischer KollegInnen und damit ihre aktive Teilhabe an der staatlichen Dis kri mi nie-
rung. Dies schließt natürlich antirassistisch engagierte Mitglieder und Anstrengungen
ge gen Rassismus innerhalb der Gewerkschaft nicht aus, doch müssen diese teilweise ge-
gen die Politik ihrer Gewerkschaftsführungen ankämpfen. Da es immer noch keine ge-
werk schaftlichen Kampagnen für arbeitsrechtliche Gleichsetzung von MigrantInnen, für 
Legalisierung und gleiche soziale Absicherung gibt, stellt sich die Frage, ob es nicht 
durchaus passt, wenn MigrantInnen nur Arbeitsplätze bekommen können, die keine
deut schen KollegInnen wollen. Angesicht der mittlerweile verschärften Zumutbarkeit 
wird sich diese Konkurrenz eher verstärken, weshalb nach Gründen für diese men schen-
ver achtende Politik gesucht werden muss.
»Standortpoker heißt immer auch Arbeitsplatzpoker. Die Herrschenden verstehen es
sehr gut, ihre Interessen in Sachzwänge zu kleiden. ›Meinungen sind wie Nägel: Je mehr 
man auf sie einschlägt, desto tiefer dringen sie ein‹, so ein chinesisches Sprichwort. Das
Prin zip der Konkurrenz ist tief in die Köpfe der Menschen eingedrungen. Auch die Ge-
werk schaften, die für eine internationale Perspektive stehen wollen und müssen, sind
vom Standortwahn wie von einem Virus infi ziert. Die Standortideologie und eine auf fi -
nan zielle Interessen reduzierte Gewerkschaftspolitik, einhergehend mit mangelnden
Zukunftsperspektiven, hinterlassen bei der gewerkschaftlichen Klientel Spuren und be-
güns tigen die Gefahr eines ausgeprägten Alltagsrassismus und Wohlstandschauvinismus.« 
(Hahn 2000)
Integration der Gewerkschaften in den bürgerlichen Staat, Standortideologie und Wett-
be werbskorporatismus stehen wirklich wirksamen Antirassismuskampagnen entgegen,
denn sie fördern automatisch Ausgrenzungen und Hierarchisierungen. Verbale For de run-
gen nach einer europäischen (!) Sozialpolitik, nach Internationalisierung der Ge werk-
schaf ten und ihrer Arbeit und viele Bildungs- wie Aufklärungskampagnen nützen gar 
nichts, wenn gleichzeitig Schröders Weg zur aggressiven Wettbewerbsfähigkeit Deutsch-
lands mitgetragen wird.
Dafür müssten die Gewerkschaften aber die längst überfällige Debatte, um eine Ge sell-
schaftsordnung, die nicht über Lohnarbeit defi niert wird, aufgreifen. Samt der In fra ge-
stel lung von Leistungs- und Nützlichkeitsprinzip. Denn: Arbeitsplatzfi xierung he belt 
jede Solidarität und Internationalismus aus. Solange die Angst um jeden Arbeits platz 
die Köpfe beherrscht, sind aggressive Kampagnen gegen die bekanntesten Dum ping-
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betriebe, zur Rufschädigung und Schließung derselben, ausgeschlossen. Auch Euro- und
Weltbetriebsräte, die um jeweils ihren Standort kämpfen, spiegeln diese Logik.
»Das Eintreten für einen starken ›Standort Deutschland‹ im internationalen Kon kur renz-
kampf ohne die Thematisierung internationaler Abhängigkeits- und Aus beu tungs ver-
hält nisse und ihrer Folgen für die Menschen außerhalb der kapitalistischen Wirt schafts-
zen tren ist ein ungewolltes, aber gleichwohl vorhandenes Scharnier für die rassistische
Ide ologie rechter Gruppen und Organisationen: ›Arbeit zuerst für Deutsche‹. Eine kri ti-
sche Diskussion über die Rolle der deutschen Ökonomie im internationalen Ver drän-
gungs wettbewerb, über ihre Verantwortung für weltweite Flüchtlingsbewegungen und
über politische Alternativen dazu ist vonnöten, auch in den Gewerkschaften selbst.« 
(Ebenau 2000)
Soweit sind wir noch nicht. Noch ist der DGB der Meinung, »dass Europa nur dann eine
starke Rolle in der Welt spielen könne, wenn Deutschland wieder eine Vorreiterrolle für 
Wachs tum und Beschäftigung übernehme.« (DGB 2004) So also buchstabiert der DGB in-
ter nationale Solidarität … Doch »Rassismus zu bekämpfen, heißt zuallererst Solidarisie-
rung mit rassistisch Unterdrückten«, und das heiße auch: »gegen die eigenen Privilegi-
en zu kämpfen« (Saladin Muhammad von Black Workers for Justice 2000).
Doch wenn es heutzutage bereits als ein Privileg betrachtet wird, ausgebeutet zu werden
(ob existenzsichernd oder nicht), fällt es vielen schwer, im Namen der Solidarität auf 
die ses letzte Privileg zu verzichten. Andererseits gibt es aktuell auch durchaus ge gen tei-
lige Entwicklungen. So bringt die Auseinandersetzung mit Hartz IV, und damit dem inV

sehr kurzer Zeit und durchaus realistisch drohenden sozialen Absturz, viele Beschäftig-
te dazu, sich erstmals mit der Situation von SozialhilfeempfängerInnen aber auch
Migran t In nen auseinander zu setzen. Auch in einigen Gewerkschaften – nicht nur im
Eu ro  pä  i schen Verband der Wanderarbeiter – zeichnet sich eine Öffnung nicht mehr nur ge-r

gen über alteingesessenen ›Gastarbeitern‹, also inzwischen Deutschen mit Mi  gra tions hin-
ter  grund, sondern auch gegenüber MigrantInnen mit und sogar denjenigen ohne Pa piere
ab. Dies ist vor allem bei ver.di – zumindest vorsätzlich – der Fall, durchgesetzt auf 
Druck einer Personengruppe und ihrer UnterstützerInnen während des Gewerkschaftsta-
ges 2004 (siehe: Interview mit Respect in diesem Buch).t

Doch jenseits von Presseerklärungen und medienwirksamen Verlautbarungen gehört es
zur Kritik auch der ›normalen‹ Gewerkschaftsmitglieder, dass die alltägliche Realpolitik 
der Gewerkschaften dem nicht selten diametral entgegengesetzt ist und oft KollegInnen
bei der Vertretung ihrer Interessen, in den Rücken fällt. Dies erfahren besonders Ge werk-
schafts mitglieder, die nicht zu der klassischen Klientel der Kernbelegschaften gehören,
immer öfter, aber auch KollegInnen eben dieser Kernbelegschaften – als aktuelles Bei-
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spiel sei der Fall Opel Bochum genannt. Kritische, nicht nur linke KollegInnen stellen
da her immer öfter die Reformierbarkeit und Demokratisierbarkeit der real existierenden
Ge werkschaften in Frage und werfen die Idee von neuen, netzwerkartigen Or ga ni sa tions-
formen aller Lohnabhängigen in den Raum. Es wäre daher naiv, den migrantischen Kol-
leg Innen Hoffnungen auf solidarische und konsequente Organisierung und In te res sen-
ver  tretung durch eben diese kritisierten Gewerkschaften zu machen.
Die MigrantInnen haben sich seit jeher aus der Not geboren in netzwerkartigen Com mu-
ni ties und stadtteilorientiert organisiert, unterstützt von anderen sozialen Gruppen. 
Ak  tuell werden genau diese Strukturen als mögliche Vorbilder für die Organisierung jen-
seits der Gewerkschaftsbürokratie diskutiert – vor allem für den Bereich prekärer Ar beit,
der bekanntlich nicht nur Migrantinnen einschließt. Diese Diskussion sollte mei nes Er-
ach tens zusammen mit den MigrantInnen intensiviert werden, allerdings ohne die Ge-
werk schaften aus ihrer Pfl icht und Verantwortung zu entlassen.
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